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Land Hessen
Der rechtliche Rahmen für eine ordnungsgemäße und schadlose Verwendung, Verwertung bzw. gemeinwohlverträgliche Beseitigung von Baggergut an Land ist insbesondere in folgenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften geregelt:
1. Verwertung von Baggergut
· Merkblatt - Umgang mit mineralischen Abfällen für die Behandlung und nicht kurzzeitige Zwischenlagerung von mineralischen Abfällen in Anlagen
a) zur Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht sowie Materialaufbringung in und auf eine durchwurzelbare Bodenschicht
· §12 BBodSchV 
· Hessisches Gesetz zur Ausführung des Bundes-Bodenschutzgesetzes und zur Altlastensanierung -Hessisches Altlasten- und Bodenschutzgesetz – HAltBodSchG vom 28. September 2007
· Erlass zur Anzeigepflicht beim Auf- oder Einbringen von Materialien über 600m³ auf oder in den Boden, nach § 4 Abs. 3 HAltBodSchG (Hess. Ministerium für Umwelt, ländlichen Raum und Verbraucherschutz, 2009)
· Einführende Bemerkungen zum Hessischen Gesetz zur Ausführung des Bundes-Bodenschutzgesetzes und zur Altlastensanierung (2009)
· Handlungsempfehlung zur rechtlichen Behandlung von Aufschüttungen und bei Auf- und Einbringen von Bodenmaterial auf Böden (Hess. Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, 2015)
· Arbeitshilfe Aufbringen von Bodenmaterial auf Ackerflächen - Rechtliche Rahmenbedingungen und fachliche Beurteilungskriterien HMUELV, 2012
b.) in bodenähnlichen Anwendungen außerhalb der durchwurzelbaren Bodenschicht
· Mitteilung der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) 20
Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen  - Technische Regeln  - Allgemeiner Teil (2003)
· „Gemeinsame Richtlinie für die Verwertung von Bodenmaterial, Bauschutt und Straßenaufbruch in Tagebauen und im Rahmen sonstiger Abgrabungen“ für die Prüfung der Schadlosigkeit der bodenähnlichen Verfüllung mit Bodenmaterial (mit bodenfremden mineralischen Bestandteilen < 10 Vol. %) inklusive Baggergut. 
· Merkblatt „Entsorgung von Bauabfällen“ (Baumerkblatt 2015) 
· Handlungsempfehlung zur rechtlichen Behandlung von Aufschüttungen und bei Auf- und Einbringen von Bodenmaterial auf Böden (Hess. Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, 2015)
· Hessische Arbeitshilfe „Vorsorgender Bodenschutz bei Baumaßnahmen zur Verbesserung der Gewässerstruktur und der Durchgängigkeit“ (HLUG, 2012) (https://www10.hlnug.de/fileadmin/dokumente/boden/heft10.pdf)

c.) in technischen Bauwerken

· Mitteilung der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) 20
Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Reststoffen/Abfällen - Technische Regeln (1997) 
in Verbindung mit den Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen: Teil II: Technische Regeln für die Verwertung 1.2 Bodenmaterial (TR Boden) gemäß den Vorgaben des Merkblattes „Entsorgung von Bauabfällen)
· Merkblatt „Entsorgung von Bauabfällen (2015)
2. Beseitigung von Baggergut
· Hessisches Ausführungsgesetz zum Kreislaufwirtschafts- und Ausführungsgesetz (HAKrWG, 2013) Nicht gefährlich eingestufte Bauabfälle sind im Falle einer Beseitigung gemäß §4 dem öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger (Landkreise, kreisfreie Städte) zu überlassen. 
3. Einstufung von und Umgang mit gefährlichem Baggergut
· Merkblatt „Entsorgung von Bauabfällen“ (Baumerkblatt 2015) 

Beispielhaft und ergänzend gelten Abfälle in Hessen als gefährlich bei folgenden Schadstoffkonzentrationen:

· PAK- Konzentration (nach EPA) ≥ 400mg/kg oder/und Benzo(a)pyren ≥ 50mg/kg
· Arsen, Cadmium, Chrom VI, Nickel, Quecksilber oder Thallium jeweils ≥ 0,1 Gew.-%
· Blei, Kupfer oder Selen jeweils ≥ 0,25 Gew.-%
· Cobalt ≥ 1,0 Gew.-%
· Antimon ≥ 2,5 Gew.-%

· Merkblatt – Umgang mit mineralischen Abfällen (z. B. Bauschutt) - Anwendung von § 19g ff WHG, § 47 HWG und VAwS
· Änderung der gefahrenrelevanten Eigenschaften zur Einstufung von Abfällen durch die Verordnung (EU) Nr. 1357/2014 der Kommission vom 18.12.2014 (ABI.L 365 vom 19.1 2.2014, S. 89) und Änderung der Entscheidung Nr. 2000/532/EG über ein Abfallverzeichnis durch Beschluss Nr. 2014/955/EU der Kommission vom 18.12.2014 (ABI. L 370 vom 30.12.2014, S. 44)


Andienungspflicht

In Hessen wurde die Andienungspflicht an die HIM GmbH für gefährliche Abfälle zur Beseitigung mit Wirkung vom 01.07.2014 aufgehoben. 
Gleichwohl können sich Abfallerzeuger und –besitzer weiterhin der HIM GmbH zur Entsorgung gefährlicher Abfälle bedienen.




Ergänzende abfallrechtliche Vorschriften
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 12.07.1999, zuletzt geändert 31.08.2015
Merkblatt zur Einstufung wassergefährdender Stoffe nach der „Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Wasserhaushaltsgesetz über die Einstufung wassergefährdender Stoffe in Wassergefährdungsklassen (VwVwS) (1999)

Richtlinie für die Verwertung von Bodenmaterial, Bauschutt und Straßenaufbruch in Tagebauen und im Rahmen sonstiger Abgrabungen (2014)

Verwaltungsvorschrift zur Erfassung, Bewertung und Sanierung von Grundwasserverunreinigungen (GWS-VwV) (2011)
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